
Nr. 10/2017 Seite 772

Blickpunkt BEPS

Aktueller Stand des  
BEPS-Projektes

Seit der letzten Ausgabe 6/20171 sind im Zusam-
menhang mit der Initiative gegen die Verringe-
rung von Steuersubstrat und Verschiebung von 
Gewinnen (Base Erosion and Profit Shifting; 
«BEPS») weitere Publikationen seitens der OECD 
erfolgt. 
In der nachfolgenden Tabelle sind die neusten 
Entwicklungen zu den verschiedenen BEPS-Ak-
tionspunkten zusammengefasst.

1 Veröffentlichung des 2017 
  OECD-Musterabkommens  
  Entwurf

Am 11. Juli 2017 hat die OECD den 2017 OECD-
MA Entwurf veröffentlicht2. Der aktualisierte 
Entwurf wurde insoweit geändert, als dass das 
OECD-Musterabkommen (OECD-MA) und der 
dazugehörige Kommentar (OECD-MAK) nun 
weitgehend den Stand des BEPS-Projekts wieder-
geben. Die Aktualisierungen wurden noch nicht 
vom OECD-Ausschuss für Steuerfragen oder 
vom OECD-Rat genehmigt und widerspiegeln 
demnach nicht zwingend die abschliessenden 
Meinungen der OECD oder der entsprechenden 
Mitgliedstaaten. Alle interessierten Kreise durf-
ten sich bis zum 10. August 2017 zum Entwurf 
äussern. Nach einer Konsultationsphase wird 
der 2017 OECD-MA Entwurf dem OECD-Aus-
schuss für Steuerfragen und anschliessend dem 
OECD-Rat zur Genehmigung unterbreitet3. 

1.1  Hintergrund
Das OECD-MA wird regelmässig angepasst, damit 
die aktuellen internationalen Doppelbesteue-
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rungsthemen entsprechend adressiert werde
können. Die letzte Aktualisierung des OECD-M
datiert aus dem Jahre 20144. Die jetzigen Anpa
sungen, die am 11. Juli 2017 veröffentlicht wo
den sind, beinhalten verschiedene Steuerthemen
die vom OECD-Ausschuss für Steuerfragen se
dem Jahr 2011 erarbeitet worden sind. Die mei
ten Änderungen beziehen sich jedoch nicht au
das OECD-MA selbst, sondern auf Änderunge

des dazugehörenden Kommentars, die sich im 

Model Tax Convention vom 28. Juli 2017, nachfolgend 
Rahmen des BEPS-Projektes ergeben haben. Im
Übrigen beziehen sich einzelne Änderunge
auch auf die Nachfolgearbeiten bzgl. den BEPS
Doppelbesteuerungsmassnahmen, wie u. a. Ak
tualisierungen hinsichtlich des Multilaterale
Instruments zur Implementierung verschiedene
Massnahmen, mit denen BEPS entgegengewirk
werden soll in bestehenden Doppelbesteuerung
abkommen, Änderungen des Kommentars zu Be
rt 

i 

triebsstätten etc.5. 
1 Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/KÄLIN, Blickpunkt 
International und Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 
6/2017, S. 464 ff.

2 Vgl. OECD-Mitteilung vom 11. Juli 2017; 2017 OECD-MA 
Entwurf, abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/trea
ties/draft-contents-2017-update-oecd-model-tax-con 
vention.pdf, S. 1 ff., nachfolgend 2017 OECD-MA  
Entwurf; EY Global Tax Alert, OECD releases draft 
changes to be incorporated in 2017 update to OECD 

EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017. 
3 OECD-Mitteilung vom 11. Juli 2017; EY Global Tax Ale

vom 28. Juli 2017, S. 1. 
4 Vgl. dazu EY Global Tax Alert, OECD Council adpots 

2014 update to the Model Tax Convention vom 22. Jul
2014.

5 EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 2; Vgl. zum 
Multilateralen Instrument ausführlich: HUBER/ 
MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt 
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BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 124 ff.
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1.2  Änderungen des OECD-MA

1.2.1 Artikel 1 (Anwendungs -
    bereich)
Artikel 1 hält fest, dass das Abkommen auf Pe
sonen Anwendung findet, die in einem oder be
den Vertragsstaaten ansässig sind. Der 201
OECD-MA Entwurf führt zu Artikel 1 zwei neu
Absätze ein: Absatz 2 betrifft eine Vorschrift z
transparenten Gesellschaften und Absatz 3 ein
«salvatorische Klausel». Beide Absätze ware
bereits in den finalen Berichten zu BEPS-Ak
tionspunkt 2 (hybride Strukturen) und Aktion
punkt 6 (Abkommensmissbrauch)6 enthalte
und blieben diesbezüglich unverändert. De
Kommentar zu Artikel 1 enthält zudem optiona
le Bestimmung zur Einschränkung der Abkom
mensvorteile bei privilegierten Steuerregimen
Solche optionale Bestimmungen könnten be
spielsweise die Anwendbarkeit von Artikel 1
OECD-MA (Zinsen) und Art. 11 OECD-MA (L
zenzen) beschränken, wenn diese Erträge beim
Empfänger unter einem privilegierten Steuerre
gime besteuert werden. Die Bestimmung hin
sichtlich dieser speziellen Steuer regime und d
dazugehörende Definition im 2017 OECD-M
Entwurf ähneln stark dem 2016 Musterabkom
men der Vereinigten Staaten von Amerika
Ebenfalls sind im 2017-Update Kommentare z
diesen beiden neuen Vorschriften enthalten7.

1.2.2  Artikel 4 (Ansässigkeit)
Artikel 4 Absatz 3 des 2017-Updates sieht vo
dass in Fällen, wo eine andere als eine natür lich
Person in beiden Vertragsstaaten ansässig ist, d
Steuerbehörden der betroffenen Vertragsstaate
im gegenseitigen Einvernehmen die Ansässigke
der Person bestimmen sollen. In dieser Hinsich
sollen insbesondere der Ort der tatsächliche
Verwaltung, der Sitz oder andere relevante Fakto
ren berücksichtigt werden. Falls keine solche E
nigung gefunden werden kann, sieht Artikel 
Nr. 10/2017 Seite 774

Absatz 3 des 2017-Updates vor, dass die betroffe-
ne Person, in dem Ausmass, in welchem sich d
Steuerbehörden nicht einigen konnten, kein
Abkommensvorteile geltend machen kann8.
Zudem wird die Definition als der «in einem Ve
tragsstaat ansässigen Person» in Artikel 4 de
2017 OECD-MA Entwurfs in Absatz 1 um den Be
griff des «anerkannten Pensionsfonds» erweite
(sofern die entsprechenden Voraussetzungen e
füllt sind). Der Effekt dieser Anpassung wird i
grossem Masse vom innerstaatlichen Recht, vo
den rechtlichen Voraussetzungen der Pension
fonds in den jeweiligen Mitgliedstaaten und vo
anderen Bestimmungen des OECD-MA, wo d
entsprechende Definition von Bedeutung ist, ab
hängig sein. Es wird grundsätzlich festgehalten
dass ein anerkannter Pensionsfonds eine Ansä
sigkeit in einem Vertragsstaat begründet, unab
hängig davon, ob er in diesem Staat (teilweise
steuerbefreit ist9.

1.2.3  Artikel 5 (Betriebsstätte)
Das 2017-Update enthält im Weiteren Änderun
gen hinsichtlich der Definition der Betriebsstät
basierend auf dem finalen Bericht zu BEPS-Ak
tionspunkt 710:
– Einschränkung des Anwendungsbereichs vo

Absatz 4 (Ausnahmekatalog); 
– Erweiterung des Anwendungsbereichs vo

Absatz 5 (Begründung einer Betriebsstät
durch einen abhängigen Vertreter); 

– Eingrenzung des Anwendungsbereichs vo
Absatz 6 (Nicht-Begründung einer Betrieb
stätte durch einen unabhängigen Vertreter

Zudem enthält Artikel 5 des 2017-Updates un
des entsprechenden Kommentars eine Vielzah
von weiteren Bestimmungen, u. a. 
– eine «Anti-Fragmentierungs-Klausel»; 
– Definition von eng verbundenen Unterneh

men; 
– Ausführungen zur Home-Office Betriebs

stätte; 
– Zeitliche Aspekte im Zusammenhang m
der Begründung einer Betriebsstätte11. 
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1.2.4  Artikel 10 (Dividenden)
Artikel 10 des 2017 OECD-MA Entwurfs enthä
eine Änderung hinsichtlich der erforderliche
minimalen Haltedauer, damit man Anspruc
auf den 5%-Satz für Dividendeneinkünfte ha
Auch die entsprechenden Ausführungen wurde
angepasst. Zudem wurde eine neue Bestimmun
zu Artikel 10 eingefügt, welche festhält, dass de
tiefere Satz von Absatz 2 nicht für kollektive An
lageinstrumente gilt, deren Erträge keiner Steue
unterliegen. Schliesslich enthält das 2017-Up
date Anpassungen zu Artikel 13 Absatz 4 OECD
MA (inklusive entsprechender Anpassungen im
Kommentar) hinsichtlich Kapitalgewinnen, d
eine in einem Vertragsstaat ansässige Perso
aus der Veräusserung von Anteilen bezieht, de
ren Wert zu mehr als 50% unmittelbar oder mi
telbar auf unbeweglichen Vermögen beruht, da
im anderen Vertragsstaat liegt (inklusive en
sprechender Anpassungen im Kommentar)12. 

1.2.5  Artikel 23 A (Befreiungs -
    methode) und Artikel 23 B 
    (Anrechnungsmethode)
Änderungen ergeben sich auch bzgl. Artikel 23 
und B sowie den dazugehörenden Kommenta

abschnitten. Diese ergeben sich aus dem Um-

Steuer Revue 10/2015, S. 758 ff., HUBER/MAHAWATTAGE/ 
stand, dass die Absätze 1 und 2 zu Artikel 1 (An
wendungsbereich) neu eingefügt wurden13.

1.2.6  Artikel 25 (Verständigungs -
    verfahren)
Der 2017 OECD-MA Entwurf umfasst im Weite
ren Änderungen von Artikel 25. Ebenfalls wu
den die dazugehörenden Kommentarabschnit
angepasst. Wie erwähnt, sollen im Rahmen vo
BEPS-Aktionspunkt 1414 die Streitbeilegung
mechanismen effektiver gestaltet werden. S
wird einem Steuerpflichtigen die Möglichke
gegeben, den Fall bei einer der beiden zuständ
gen Steuerbehörden zu präsentieren. Zudem
sind in Artikel 25 Absatz 5 2017 OECD-MA En
wurf die relevanten Voraussetzungen für da
Schiedsverfahren enthalten. U. a. gilt nun ein
Frist von 2 Jahren zur Geltendmachung de
Schiedsverfahrens ab dem Zeitpunkt, in dem
sämtliche beantragten Informationen den be
den zuständigen Steuerbehörden zur Verfügun
gestellt worden sind. Ein entsprechender Antra
für das Schiedsverfahren hat gemäss Artikel 2
Absatz 5 2017 OECD-MA schriftlich zu erfolgen
Zudem sieht der entsprechende Artikel vor, da
die zuständigen Behörden sich über da

Schiedsverfahren abstimmen. Es kann daher 

6, 
6 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 2 ausführlich HUBER/ 
MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, Blickpunkt 
BEPS, in: Steuer Revue 4/2016, S. 313 ff. und zu BEPS-
Aktionspunkt 6: HUBER/MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, 
Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2016, S. 119 ff.

7 2017 OECD-MA Entwurf, S. 10 und 20 ff., EY Global Tax 
Alert vom 28. Juli 2017, S. 2. 

8 2017 OECD-MA Entwurf, S. 11 und 66 ff.; EY Global Tax 
Alert vom 28. Juli 2017, S. 3.

9 2017 OECD-MA Entwurf, S. 11 und 66 ff.; EY Global Tax 
Alert vom 28 Juli 2017, S. 2 f. 

10 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 7 ausführlich: HUBER/ 
MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: 

MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 
2/2016, S. 123 ff. und HUBER/MAHAWATTAGE/ ZEN-
GAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 10/201
S. 762 ff., EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 3.

11 2017 OECD-MA Entwurf, S. 12 f. und 72 ff.; EY Global 
Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 3 f. 

12 2017 OECD-MA Entwurf, S. 14 und 118 ff.; EY Global 
Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 7.

13 Vgl. dazu 2017 OECD-MA Entwurf, S. 15 f. und 124 ff. 
14 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 14 ausführlich HUBER/ 

MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS,  
in: Steuer Revue 2/2016, S. 128 ff. und HUBER/MAHA -
WATTAGE/ ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in:  
Nr. 10/2017 Seite 775

Steuer Revue 2/2017, S. 133 ff.
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davon ausgegangen werden, dass die meiste
prozessualen Aspekte des Schiedsverfahrens mi
tels Vereinbarung zwischen den zuständigen Be
hörden bestimmt werden. Das OECD-MA enthä
eine Muster-Verständigungsvereinbarung zu
Implementierung von Artikel 25 Absatz 5, we
che mit dem 2017-Update ebenfalls angepas
wurde15.

1.2.7  Einführung des neuen Artikel
    29 (Vorteilsberechtigung)
Um den Minimumstandard von BEPS-Aktions
punkt 616 zu erfüllen, wurde neu Artikel 29 (un
der dazugehörenden Kommentierung) zum
2017 OECD-MA Entwurf hinzugefügt. Die en
sprechenden Vorschriften darin zielen darau
ab, dass die Doppelbesteuerung beseitigt wird
ohne dass die Tür zu einer Nichtbesteuerun
oder verringerter Besteuerung mittels Steue
umgehung oder -vermeidung (inklusive «Trea
ty-shopping-Vorkehrungen») geöffnet würd
Artikel 29 enthält eine «Limitation-of-Benefits
(LOB)-Klausel in einer umfassenden und ve
einfachten Version17, Anti-Missbrauchsregel
für Drittstaaten-Betriebsstätten18 sowie ein
«Principle-Purpose-Test» (PPT)-Regel19. De
Kommentar zu Artikel 29 enthält ebenfalls dre
weitere Beispiele hinsichtlich der Anwendun
der PPT-Regel bei nicht-kollektiven-Anlagein
strumenten-Fonds (Non-CIV-Fonds)20/21.

1.2.8  Weitere Änderungen
Das 2017-Update enthält zudem weitere Ände
rungen von OECD-MA Bestimmungen im Zu
sammenhang mit dem internationalen Schiffs
und Luftverkehr: 
– Artikel 3 (Allgemeine Begriffsbestimmungen
– Artikel 6 (Einkünfte aus unbeweglichem

Vermögen), 
– Artikel 8 (internationale Seeschifffahrt un

Luftfahrt), 
– Artikel 13 (Gewinne aus der Veräusserun
Nr. 10/2017 Seite 776

von Vermögen), 
– Artikel 15 (Einkünfte aus unselbstständige
Erwerbstätigkeit) und 

– Artikel 22 (Vermögen)22. 
Diese Änderungen beruhen auf dem Konsulta
tionsprozess der OECD vom 13. November 2013
wo alle interessierten Parteien aufgerufen wu
den, die entsprechenden Anpassungen zu kom
mentieren23.

1.3  Auswirkungen und weitere 
   Schritte
Wie eingangs bereits erwähnt, waren die inte
ressierten Parteien dazu aufgerufen, sich b
zum 11. August 2017 zum Entwurf zu äussern
Nach einer Konsultationsphase wird der 201
OECD-MA Entwurf noch im Jahr 2017 den zu
ständigen Gremien zur Genehmigung unte
breitet24. Das 2017-Update enthält Änderungen
die im Rahmen des BEPS-Projekts genehmig
worden sind (inklusive den finalen Berichte
zu BEPS-Aktionspunkt 2, 6, 7 und 14). Dies
haben ebenfalls am 24. November 2016 Ein
gang ins Multilaterale Instrument zur Imple
mentierung verschiedener BEPS-Massnahme
in bestehende Doppelbesteuerungsabkommen
gefunden25. Daneben enthält der Entwurf weite
re Bereiche, welche bis anhin noch nicht verö
fentlicht worden sind. Das OECD-MA gilt als Ba
sis vieler bilateraler Steuerabkommen26 und de
OECD-MAK beeinflusst die Interpretation de
entsprechenden Abkommen in einer Vielzah
von diesen Ländern27. Für multinationale Unte
nehmen, welche im OECD-Raum tätig sind, i
es deswegen ratsam, die internationalen En
wicklungen regelmässig zu verfolgen. 

2 Schweiz unterzeichnet das 
  Multilaterale Instrument   

Am 7. Juni 2017 haben 68 Nationen in Paris da
Multilaterale Instrument zur Implementierun
verschiedener Massnahmen in bestehende Dop

pelbesteuerungsabkommen, mit denen BEPS 
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entgegengewirkt werden soll (MLI), unterzeich
net. Im Weiteren haben zusätzlich 8 Länder ihr
Bereitschaft bekundet, das MLI in naher Zukun
ebenfalls zu unterschreiben28. Der Text sowie ei
erläuternder Bericht zur Implementierung ve
schiedener BEPS-Massnahmen in bestehend
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) wurde am
24. November 2016 von der OECD veröffen
licht29. Mit dem MLI sollen bestehende DB
rasch und effizient an die sich aus dem BEPS
Projekt fliessenden Änderungen angepasst we

den können30. Die Unterzeichnung des MI wur-
de als Meilenstein im Zusammenhang mit dem
BEPS-Projekt und insbesondere hinsichtlich de
Implementierung von abkommensbezogene
Minimumstandards bezeichnet31. Zu den Unte
zeichnerstaaten gehörte auch die Schweiz32.

2.1  Betroffene Doppelbesteuerungs
   abkommen
Als Unterzeichnerstaat hat sich die Schweiz vo
erst bereit erklärt, dass das MLI auf ihre DBA m
Argentinien, Chile, Indien, Island, Italien

Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Österreich, 

I 

4. 
 

/
. 

g- 

7. 
15 2017 OECD-MA Entwurf, S. 16 und 128 ff.; EY Global 
Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 4. 

16 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 6 ausführlich HUBER/ 
MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS,  
in: Steuer Revue 2/2016, S. 119 ff.

17 Vgl. zur LOB-Klausel ausführlich HUBER/MAHAWAT -
TAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer  
Revue 2/2016, S. 120 ff. und HUBER/MAHAWATTAGE/ 
ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 
2/2017, S. 129 f.

18 Vgl. zu Missbrauchsregeln für Drittstaaten-Betriebsstät-
ten ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/ZENGAFFINEN, 
Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 131 f.

19 Vgl. zur PPT-Regel ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/ 
MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 
2/2016, S. 120 und HUBER/MAHAWATTAGE/ZENGAFFI-
NEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 129 ff.

20 Vgl. zu Non-CIV-Fonds (inklusive Beispiele) im Zusam-
menhang mit BEPS-Aktionspunkt 6: HUBER/MAHA -
WATTAGE/ ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in:  
Steuer Revue 4/2017, S. 292 ff.

21 2017 OECD-MA Entwurf, S. 17 f. und 174 ff.; EY Global 
Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 4 ff.

22 Vgl. dazu 2017 OECD-MA Entwurf, S. 1 ff. für die  
entsprechenden Bestimmungen und die dazugehörige 
Kommentierung.

23 EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 6.
24 Vgl. FN 3.

25 Vgl. zum Multilateralen Instrument ausführlich:  
HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blick-
punkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 124 ff.

26 Gemäss OECD sind zur Zeit rund 3000 Doppelbe -
steuerungsabkommen in Kraft. Vgl. dazu HUBER/ 
MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt 
BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 134, FN 65.

27 EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 8.
28 Eine vollständige Liste der Unterzeichnerstaaten und 

der Staaten, die ihre Bereitschaft erklärt haben, das M
in naher Zukunft ebenfalls zu unterzeichnen, kann  
unter nachfolgendem Link abgerufen werden: 
http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-
and-parties.pdf. 

29 Vgl. dazu HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFI-
NEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 12

30 Vgl. Mitteilung des Staatssekretariats für international
Finanzfragen (SIF) vom 7. Juni 2017, abrufbar unter 
https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumentation
medienmitteilungen/medienmitteilung.msg-id-66981
html, nachfolgend SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017.

31 Vgl. Mitteilung der OECD vom 7. Juni 2017, abrufbar 
unter http://www.oecd.org/ctp/treaties/ground-breakin
multilateral-beps-convention-will-close-tax-treaty- 
loopholes.htm, nachfolgend OECD Mitteilung vom  
7. Juni 2017; EY Global Tax Alert, 68 jurisdiction sign 
the Multilateral Convention to Implement Tax Treaty 
Related Measures to Prevent BEPS vom 7. Juni 2017,  
S. 1, nachfolgend EY Global Tax Alert vom 7. Juni 201

32 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017. 
Nr. 10/2017 Seite 777
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Polen, Portugal, Südafrika, Tschechien und de
Türkei Anwendung finden soll. Diese Staate
sind bereit, sich mit der Schweiz über den Wor
laut der Änderungen von DBA-Bestimmunge
zu einigen. Werden in Zukunft weitere Einigun
gen mit anderen Staaten erzielt, können dies
DBA ebenfalls basierend auf dem MLI angepas
werden. Alternativ besteht die Möglichkeit, DB
auf dem bilateralen Weg anzupassen33. 

2.2  Änderungen in Schweizer DBA 
   durch das MLI
In materieller Hinsicht34 hat sich die Schwe
hinsichtlich der Implementierung das Rech
vorbehalten, lediglich die Mindeststandards ein
Nr. 10/2017 Seite 778

zuführen. Die Schweiz beabsichtigt insbesonde-

 

Übersicht der Anwendbarkeit des M

Anwendbare Artikel: 

• Artikel 2  (Definition  des  Anwendungsbereichs  –  
Auflistung  der  Anwendbarkeit  auf  14  DBA)  

• Artikel 5  (Methoden  zur  Eliminierung  einer  
Doppelbesteuerung):  Anwendung  der  Option  A  von  
Artikel  5  (1)  

• Artikel 6  (Zweckbestimmung  in  der  Präambel):  
Anwendung  von  Artikel  6  (3)  

• Artikel 7  (Abkommensmissbrauch):  Anwendung  des  
Prinzipal-­Purpose-­Tests  

• Artikel 16  (Verständigungsverfahren)  
• Artikel 17 (Corresponding  Adjustments):  Auflistung  
von  12  DBA  mit  einer  Bestimmung  nach  Artikel  17  (2)  

• Artikel 18  (Wahl  der  Anwendbarkeit  von  Teil  VI)  
• Artikel 24 (2)  (Alternative  Einigung)  
• Artikel 26  (Kompatibilität)  

  

  

  

 

re die Ergänzung der Präambel, gewisse Abkom
mensmissbrauchsklauseln (Artikel 6 und 7)
sowie Bestimmungen zur Streitbeilegung im
Rahmen von Verständigungsverfahren (Artik
16 und 17)36 des MLI anzuwenden. Zudem
spricht sich die Schweiz in Übereinstimmun
mit ihrer DBA-Politik dafür aus, die im MLI vo
gesehene Schiedsklausel (Artikel 18 bis 26)37 z
übernehmen38. Ansonsten hat die Verhandlung
delegation Vorbehalte gegenüber den meiste
Bestimmungen des MLI angebracht39.40

2.3  Auswirkungen und weitere 
   Schritte
Angesicht dessen, dass die Schweiz lediglich 1

von insgesamt über 90 DBA mittels MLI anzu-

LI auf die Artikel in Schweizer DBA40 

Vorbehalte der Schweiz 

•   • Artikel 3  (Transparente  Gesellschaften)    
• Artikel 4  (Doppelte  Ansässigkeit  von  Unternehmen)    
• Artikel 5  (Methoden  zur  Eliminierung  einer  
Doppelbesteuerung  –  Option  C)    

• Artikel 8  (Dividenden-­Weiterleitung)    
• Artikel 9 (1)  (Kapitalgewinne  aus  der  Veräusserung  von  
Anteilen  an  Gesellschaften,  deren  Wert  hauptsächlich  aus  
unbeweglichem  Vermögen  besteht)    

• Artikel 10  (Anti-­Missbrauchsregeln  für  Drittstaaten-­
Betriebsstätten)    

• Artikel 11  (Regel  über  die  Anwendbarkeit  von  DBA,  
welche  das  Recht  einer  Partei  beschränken  können,  ihre  
eigenen  Staatsangehörigen  zu  besteuern)  

• Artikel 12  (Künstliche  Vermeidung  von  Betriebsstätten  
durch  Kommissionärsvereinbarungen  und  ähnlichen  
Strategien)    

• Artikel 13  (Künstliche  Vermeidung  von  Betriebsstätten  
durch  Anwendung  des  Ausnahmekataloges)    

• Artikel 14  (Aufspaltung  von  Verträgen)    
• Artikel 15  (Definition  einer  nahestehenden  Person)    
• Artikel 16 (2)  (Verständigungsverfahren)    
• Artikel 19 (1)(b)  (Obligatorisches  
Schiedsgerichtsverfahren  –  Vorbehalt  anstatt  der  
Zweijahresfrist  eine  Dreijahresfrist  anzuwenden)  

• Artikel 24 (2)  (Alternative  Einigung  –  Vorbehalt  der  
Anwendung  lediglich  auf  DBA,  bei  denen  Artikel  23  (2)  
Anwendung  findet    

• Artikel 35  (Inkrafttreten)  
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passen plant und den vielen Vorbehalten, welch
die Schweiz gegenüber den MLI-Bestimmunge
angebracht hat, kann davon ausgegangen we
den, dass der Einfluss des MLI auf das Schweize
DBA-Netzwerk limitiert sein wird. Anderersei
kann die frühe Unterzeichnung des MLI durc
die Schweiz auch als Ausdruck dessen interpre
tiert werden, künftig weitere DBA mittels des ML
zu modifizieren41. Der Bundesrat wird das BEPS
Übereinkommen gegen Ende 2017 in die Ve
nehmlassung schicken. Vor dem Inkrafttrete
wird es das ordentliche Genehmigungsverfahre
durchlaufen42. Das Inkrafttreten ist nicht vo
dem Jahr 2019 vorgesehen43.

3 Angepasster Diskussionsent -
  wurf zur Profit-Split-Methode
  und zur Zurechnung von  
  Gewinnen zu Betriebsstätten

Am 22. Juni 2017 hat die OECD Diskussionsen
würfe hinsichtlich der angepassten Anleitun

zum Profit-Split im Zusammenhang mit den 

42 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017. 
BEPS-Aktionspunkt 10 («Diskussionsentwu
10») sowie eine zusätzliche Anweisung zur Zu
rechnung von Gewinnen zu Betriebsstätten im
Zusammenhang mit BEPS-Aktionspunkt 
(«Diskussionsentwurf 7») veröffentlicht44. 

3.1  Diskussionsentwurf zur  
   Profit-Split-Methode
Der neue Diskussionsentwurf 10 hat zum Zie
die Leitlinien hinsichtlich der Profit-Split-Me
thode («PSM») im Zusammenhang mit wel
weiten Wertschöpfungsketten vertiefter zu er
läutern. Der Diskussionsentwurf enthält dre
allgemeine Fragestellungen sowie 10 Beispiel
welche zu Kapitel II «Transfer Pricing Methods
der OECD-Transferpreis-Leitlinien angefügt we
den sollen45. Die Struktur des revidierten En
wurfs wurde im Vergleich zum ersten Entwu
aus dem Jahr 201646 abgeändert und äusse
sich im Wesentlichen zu den folgenden Punk
ten: i) Eine allgemeine Einleitung ii) eine Au
listung, wann die PSM die geeignetste Method

ist iii) Leitlinien hinsichtlich der Anwendung 
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; 
33 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017; EY Global Tax Alert, 
Switzerland signs Multilateral Convention to Imple-
ment Tax Treaty Related Measures to Prevent BEPS  
vom 10. Juli 2017, S. 2, nachfolgend EY Global Tax  
Alert vom 10. Juli 2017.

34 Für eine ausführliche Zusammenfassung der MI  
Bestimmungen vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/
ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 
2/2017, S. 124 ff. 

35 Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, 
Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 128 ff. 

36 A. a. O., S. 133 f.
37 A. a. O., S. 134 f. 
38 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017. 
39 EY Global Tax Alert vom 10. Juli 2017, S. 2.
40 IBDF, Multilateral Instrument (MLI): Details of Reserva-

tions and Notifications – Switzerland, 16. August 2017.
41 EY Global Tax Alert vom 10. Juli 2017, S. 3.

43 EY Global Tax Alert vom 10. Juli 2017, S. 3. 
44 Vgl. Mitteilung der OECD vom 22. Juni 2017, abrufbar

unter http://www.oecd.org/tax/oecd-releases-beps-dis
cussion-drafts-on-attribution-of-profits-to-permanent
establishments-and-transactional-profit-splits.htm, 
nachfolgend OECD Mitteilung vom 22. Juni 2017; EY 
Global Tax Alert, OECD releases revised discussion dra
on profits splits and attribution of profits to permanen
establishments vom 26. Juni 2017, S. 1, nachfolgend E
Global Tax Alert vom 26. Juni 2017. 

45 Vgl. OECD (2017) Public Discussion Draft: Revised Gu
dance on Profit Splits (BEPS Action 10) vom 22. Juni 
2017, S. 2, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/
transfer-pricing/Revised-guidance-on-profit-splits- 
2017.pdf, nachfolgend Profit-Split-Diskussionsentwurf
EY Global Tax Alert vom 26. Juni 2017, S. 2.

46 Vgl. dazu ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/
ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 
Nr. 10/2017 Seite 779

10/2016, S. 764 ff.
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der PSM iv) Leitlinien, wie der aufzuteilende Ge
winn ermittelt werden soll v) Leitlinien, wie Ge
winne verteilt werden sollen. Dazu werden im
Anhang 10 Beispiele genannt. Im Diskussion
entwurf wird zudem ausgeführt, wann die PSM
höchstwahrscheinlich die geeignetste Method
ist. Es wird auch dargestellt, welches die Stärke
und Schwächen der Methode sind. Zudem wir
darauf hingewiesen, bei welchen Transaktione
die Methode angewendet werden soll, sowie we
che Informationen verfügbar sein sollten. Ve
glichen mit dem Entwurf aus dem Jahr 201
wird zusätzlich ausgeführt, wie in Situationen
in denen beide Parteien einer Transaktio
gleichzeitig erhebliche wirtschaftliche Risike
tragen (oder einzeln nahe verbundene Risike
tragen) vorzugehen sei. In einer solchen Situa
tion sei es angebrachter, die aktuellen Gewinn
zu teilen, anstatt eine Gewinnaufteilung basie
rend auf mutmasslichen künftigen Gewinne
vorzunehmen. Im Weiteren enthält der Disku
sionsentwurf weitere Leitlinien im Zusammen
hang mit der Anwendung der PSM. Hinsichtlic
der Bestimmung der relevanten aufzuteilende
Gewinne wird erwähnt, dass grundsätzlich d
aufzuteilenden Gewinne den Betriebsgewinne
entsprächen, dass jedoch auch andere Grössen
wie beispielsweise Bruttogewinne, in gewisse
Situationen als angebracht gelten könnten. D
Aufteilung der Gewinne sollte auf Basis der rela
tiven Beiträge erfolgen, die zu diesen Gewinne
geführt haben. Im Vergleich zum Diskussion
entwurf aus dem Jahr 2016 wurden 10 Beispie
le47 zur Illustrationszwecken der PSM in de
Diskussionsentwurf 10 eingeführt. Die entspre
chenden Beispiele beziehen sich auf verschiede
ne Szenarien, die erläutern, wann und wann ehe
nicht, und wie die PSM angewandt werden sollte4

Kommentare zum Diskussionsentwurf 10 konn
ten bis zum 15. September 2017 bei der OEC
per E-Mail eingereicht werden. Die drei Frage
stellungen, zu denen spezifisch Kommentare e
Nr. 10/2017 Seite 780

beten werden, sind die Folgenden:
• Kommentare zu den Faktoren, die berück
sichtigt werden sollten, um zu entscheiden
wann bei Anwendung der PSM tatsächlic
erzielte und wann erwartete zukünftige Ge
winne aufzuteilen sind;

• Kommentare zu den Faktoren, die bei de
Verteilung der Gewinne zu berücksichtige
sind, insbesondere bezüglich (Betriebs-)Ka
pital, Angestelltenzahl, Anpassungen de
Faktoren für Unterschiede zwischen de
Kaufkraft der involvierten Ländern un
möglicher anderer Faktoren zur Gewinn
aufteilung und

• Vorschläge für zusätzliche Beispiele, die di
Anwendung der PSM aufgrund eines hohe
Masses an Integration beleuchten.

3.2  Diskussionsentwurf zur  
   Zurech nung von Gewinnen zu 
   Betriebsstätten
Der neue Diskussionsentwurf 7 zu Betriebstätte
ersetzt das entsprechende Dokument aus dem
Jahr 201649. Darin wird darauf eingegangen, wi
Artikel 7 des OECD-MA auf Betriebsstätten au
grund des finalen Berichts zu BEPS-Aktions
punkt 7 angewandt werden soll. Diese Änderun
gen können entweder über die Anpassung vo
bilateralen DBA oder durch das Multilaterale In
strument (MLI)50 gemäss BEPS-Aktionspunk
15 umgesetzt werden. 
Der Diskussionsentwurf hält fest, dass zwar di
Änderungen von Artikel 5 Absatz 5 und 6 de
OECD-MA dazu geführt haben, dass sich di
Grenze, welche Aktivitäten eine Betriebsstätte be
gründen, verschoben hätte, jedoch nicht di
Charakteristika der Betriebsstätte an und fü
sich. Daher sollte es im Grundsatz auch nicht e
forderlich sein, die Methodik der Zurechnun
von Gewinnen zu Betriebsstätten gemäss Artikel 
Absatz 5 OECD-MA zu ändern. Die neuen Lei
linien berücksichtigen ebenfalls die Arbeiten, di
hinsichtlich Transferpreise unter den Aktions

punkten 8 bis 10 erfolgten51. 



BLICKPUNKT BEPS

-
h  
r-
s-
-
n 
l-
e, 
r -
h 
ss 
ie 
n 
-
s 
t 
r 
n 

d 
s 

ie 
r-
t-
. 
-
, 
-
n 

n 
t, 
-
-

ss 
-
9 
r-
s 
-
n 
-

i-
d 
ie 
-
, 
t 
d 
, 
-
t, 
e, 
7 
n 
-

l-
Allgemein kann gesagt werden, dass die Zurech
nung von Gewinnen zu Betriebsstätten nac
Artikel 7 des entsprechenden DBA bestimmt we
den soll, d. h., dass Gewinne, die einer Betrieb
stätte zugerechnet werden, denjenigen Gewin
nen entsprechen, die ihr zugerechnet werde
würden, wenn die Betriebsstätte als eine einze
ne, eigenständige Gesellschaft behandelt würd
welche ähnliche Aktivitäten unter denselben Vo
aussetzungen ausführen würde. Diesbezüglic
wird im Diskussionsentwurf festgehalten, da
die Prinzipien unabhängig davon gelten, ob d
entsprechende Steuerbehörde den autorisierte
OECD-Ansatz (AOA)52 betreffend Gewinnzurech
nung zu Betriebstätten gemäss Artikel 7 de
OCED-MA aus dem Jahr 2010 eingeführt ha
oder nicht, oder ob sie einen anderen Ansatz zu
Zurechnung von Gewinnen zu Betriebsstätte
verfolgt. 
Eine der einleitenden Aussagen ist, dass sobal
eine Betriebsstätte unter Artikel 5 Absatz 5 de
OECD-MA existiert, die Rechte und Pflichten, d
aus diesen Verträgen resultieren, auf die sich A
tikel 5 Absatz 5 bezieht, typischerweise der en
sprechenden Betriebsstätte zuzurechnen sind
Das bedeutet aber nicht zwingend, dass die Ge
winne, die sich aus diesen Verträgen ergeben
ebenfalls der entsprechenden Betriebsstätte zu
zurechnen sind. Wenn bspw. eine Transaktio

darauf schliessen lässt, dass eine abhängige Ver-

abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/transfer-pri
treterbetriebsstätte die Risiken des Geschäfts vo
der nichtansässigen Gesellschaft übernimm
könnten die anzurechnenden Gewinne des ab
hängigen Vertreters minimal oder sogar prak
tisch bei Null liegen. 
Im Diskussionsentwurf wird festgehalten, da
das OECD-MA und der entsprechende Kommen
tar nicht explizit die Anwendung von Artikel 
oder Artikel 7 im Falle, wo eine abhängige Ve
treterbetriebsstätte aufgrund der Aktivitäten de
Vermittlers in diesem Land begründet wird, be
vorzugen. Es wird erwähnt, dass es in viele
Staaten sinnvoll ist, dass Artikel 9 zuerst ange
wandt werden sollte, um eine Transaktion zw
schen einer nichtansässigen Gesellschaft un
deren Vermittler akkurat zu beschreiben. D
Reihenfolge der Anwendbarkeit sollte die Besteue
rungsrechte im Quellenstaat nicht beeinflussen
jedoch sollte der einmal gewählte Weg konsisten
angewandt werden. Aufgrund Transparenz- un
Rechtssicherheitsgedanken wird vorgeschlagen
dass die Steuerbehörden den ausgewählten An
satz veröffentlichen. Die OECD hält weiter fes
dass sofern eine Betriebsstätte begründet würd
jeder Ansatz bzgl. der Anwendung von Artikel 
und 9 im Sinne von Artikel 5 Absatz 5 sicherstelle
muss, dass keine Doppelbesteuerung im Quellen
staat resultiert. 
Im Weiteren wird festgehalten, dass Länder a

lenfalls Vorkehrungen treffen sollten, um den 

f 
0, 
g/ 
47 Vgl. hierzu Profit-Split-Diskussionsentwurf, S. 18 ff. 
48 Profit-Split-Diskussionsentwurf, S. 4 ff.; EY Global Tax 

Alert vom 26. Juni 2017, S. 2. 
49 Vgl. dazu ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/

ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 
10/2016, S. 762 ff.

50 Vgl. vorne, Ziff. 2 ff. 
51 Vgl. OECD (2017) Public Discussion Draft: Additional 

Guidance on Attribution of Profits to Permanent Estab-
lishments (BEPS Action 7) vom 22. Juni 2017, S. 1 ff., 

cing/beps-discussion-draft-additional-guidance-attri 
bution-of-profits-to-permanent-establishments.pdf, 
nachfolgend PE-Diskussionsentwurf; EY Global Tax 
Alert vom 26. Juni 2017, S. 3.

52 Siehe hierzu Art. 7 OECD-Musterabkommen sowie  
S. 13 ff. des OECD (2010) Reports on the Attribution o
Profit to Permanent Establishements vom 22. Juli 201
abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/transferpricin
45689524.pdf.
Nr. 10/2017 Seite 781
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administrativen Aufwand im Zusammenhan
mit einer Betriebsstätte zu reduzieren. Diesbe
züglich wird im Diskussionsentwurf festgeha
ten, dass der mit einer Betriebsstätte aufgrun
der Artikel 5 Absatz 5 einhergehende Aufwan
nicht vernachlässigbar sei53.
Im Diskussionsentwurf sind schliesslich vie
Beispiele zur Zurechnung von Gewinnen zu Be
triebsstätten enthalten, die die entsprechend
Thematik aufgrund der angepassten Definitio
einer abhängigen Vertreterbetriebsstätte oder de
Anti-Fragmentierungs-Klausel illustrieren so
len. Im Vergleich zum Entwurf von 2016 sind je
doch keine nummerischen Beispiele mehr en
halten. Die OECD will dadurch vermeiden, da
aufgrund von Profitabilitätsmerkmalen des Ve
mittlers oder der Betriebsstätte Schlussfolgerun
gen gezogen werden. Neu im Vergleich zum
2016 Entwurf ist ebenfalls ein Beispiel bzgl. Be
schaffungsaktivitäten54.

4 Veröffentlichung des Berichts
  zu hybriden Gestaltungen  
  mit Betriebsstätten («branch 
  mis match arrangements»)  
  durch die OECD

Am 27. Juli 2017 hat die OECD den Bericht zu
Neutralisierung von Qualifikationskonflikte
hinsichtlich von Betriebsstätten («branch mi
match arrangements») als Teil der Folgearbe
ten zu BEPS-Aktionspunkt 2 (hybride Struktu
ren)55 veröffentlicht. Im Bericht werden fün
Grundtypen von Betriebsstättestrukturen, die z
einer ungerechtfertigten Nichtbesteuerung ode
reduzierten Besteuerung führten, identifizie
und weiter analysiert. Zudem werden Empfeh
lungen gegeben, damit die Häufigkeit von so
chen Strukturen mittels Anpassungen des inne
staatlichen Rechts verringert werden kann56. 
Nr. 10/2017 Seite 782

n 
4.1  Disregarded Branch Structure
Konstellationen, bei denen eine ausländische Be
triebsstätte aus Sicht des Staates, in dem die Ge
sellschaft ansässig ist, gegeben ist, diese jedoc
im anderen Staat nicht als eine Betriebstätt
qualifiziert, werden als «disregarded branc
structure» bezeichnet. Dies kann dazu führen
dass eine Zahlung im Land der leistenden Ge
sellschaft als steuerlich abzugsfähiger Aufwan
qualifiziert, wobei der entsprechende Gewinn im
Betriebsstättenstaat keiner Besteuerung unte
liegt. Dies resultiert in einem steuerlichen Abzu
ohne korrespondierende Besteuerung des E
trags. Solche Gestaltungen seien zu verweiger
– die Empfehlungen dazu werden im zweite
Kapitel des Berichts erläutert. Die Regelung so
nur dort zur Anwendung gelangen, wo eine un
terschiedliche Behandlung hinsichtlich de
Zurechnung von Zahlungen zwischen Betriebs
stätte und Hauptsitz (oder zwischen zwei Be
triebsstätten desselben Steuerpflichtigen) besteh
die zu einer ungerechtfertigten Steuererleichte
rung führten. Eine Zahlung an eine Betriebs
stätte, die weder von der Betriebsstätte noc
vom Hauptsitz berücksichtigt wird, kan
gleichwohl noch als Einkommen einer Mutte
gesellschaft unter einem CFC-Regime berück
sichtigt werden57. 

4.2  Diverted Branch Payments 
Die Diskrepanz bei sog. diverted branch pay
ments entsteht durch die unterschiedliche Qua
lifikation eines Geschäftsvorganges im Betriebs
stättenstaat und dem Hauptsitzstaat: Der Staa
der Betriebsstätte rechnet die Zahlung an die Be
triebsstätte dem Hauptsitzstaat zu und gleichze
tig wird die entsprechende Zahlung im Haup
sitzstaat von der Steuer ausgenommen, da diese
wiederum die Zahlung dem Betriebsstättenstaa
zurechnet. Dadurch unterliegt die entsprechend
Zahlung in keinem Staat der Besteuerung. Im
zweiten Teil werden wiederum Empfehlunge

zur Behandlung solcher Strukturen gemacht: 
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Demnach sollte der Staat, aus dem die Zahlun
erfolgt, die Abzugsfähigkeit verweigern58.

4.3  Deemed Branch Payments 
Sog. deemed branch payments entstehen be
spielsweise dort, wo eine Betriebsstätte so behan
delt wird, als würde sie eine fiktive Zahlung a
ihren Hauptsitz leisten, die bei ihr steuerlich ab
ziehbar ist, währenddessen keine entsprechend
Anpassung des steuerbaren Nettoeinkommen
beim «fiktiven» Begünstigten erfolgt. Der Staa
aus dem eine solche Zahlung geleistet wird, sol
te den entsprechenden Abzug insoweit verwe
gern, als dieser zu einer steuerlichen Diskrepan
führe. Die Regelung soll nur in dem Umfan
angewendet werden, wie auch eine effektive Di
krepanz vorliege. D. h. der steuerliche Abzug so
nur im Umfang verweigert werden, wie diese
Aufwand allfällig besteuerte Erträge (sog. dua
inclusion income) übersteigt59. 

4.4  Doppelt abzugsfähige Betriebs -
   stättenzahlungen
Solche Diskrepanzen entstehen dadurch, da
derselbe Aufwand unter dem Recht mehrere
Staaten als steuerabzugsfähiger Aufwand qualif

ziert. Hauptsächlich wird bei solchen Konstella-

org/docserver/download/ 2317071e.pdf?expires= 
tionen empfohlen, dass der Staat des Hauptsitze
die Abzugsfähigkeit jeglicher Zahlungen, Au
wände oder Verluste verweigere, insofern dies
ebenfalls unter dem Recht des Betriebsstätten
staates abzugsfähig seien. Wo im Hauptsitzstaa
keine Verweigerung des steuerlichen Abzugs erfo
ge, soll der entsprechende Abzug im Betriebsstä
tenstaat verweigert werden, sofern dieser Aufwan
nicht mit doppelt besteuerten Erträgen (dual in
clusion income) verrechnet werden kann60.

4.5  Importierte Betriebsstätten -
   diskrepanzen
Eine solche Diskrepanz entsteht bspw. dadurch
dass eine Gesellschaft eine steuerlich abzugsfä
hige Zahlung an eine Betriebsstätte in einem
anderen Land leistet und zwischen dieser Be
triebsstätte und ihrem Hauptsitz bereits ein
steuerliche Diskrepanz (z. B. basierend auf eine
fiktiven Zahlung der Betriebsstätte an de
Hauptsitz) besteht. Die entsprechenden Empfeh
lungen dazu gehen dahin, dass der Staat, aus dem
die Zahlung geleistet wird, jegliche Abzugsfähig
keit von importierten Betriebsstättendiskrepan
zen im Umfang, dass eine solche Zahlung direk
oder indirekt im Rahmen einer Betriebsstätten

diskrepanz abzugsfähig sei, verweigere. Die 

d 
t 
7, 
 

53 PE-Diskussionsentwurf, S. 2 ff.; EY Global Tax Alert vom 
26. Juni 2017, S. 3.

54 Vgl. zu den Beispielen PE-Diskussionsentwurf, S. 8 ff.; 
EY Global Tax Alert vom 26. Juni 2017, S. 4.

55 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 2 ausführlich HUBER/ 
MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, Blickpunkt 
BEPS, in: Steuer Revue 4/2016, S. 313 ff. 

56 Vgl. Mitteilung der OECD vom 27. Juli 2017, abrufbar 
unter http://www.oecd.org/tax/beps/beps-neutralising-
the-tax-effects-of-branch-mismatch-arrangements. 
htm, nachfolgend OECD-Mitteilung vom 27. Juli 2017; 
OECD (2017): Neutralising the Effects of Branch  
Mismatch Arrangements (BEPS Action 2) vom 27. Juli 
2017, S. 1 ff., abrufbar unter: http://www.oecd-ilibrary.

1503318455&id=id&accname= guest&checksum= 
3DA46582C376B6C6799CA469 650 4E45D, nachfolgen
BMA-Bericht; EY Global Tax Alert, OECD releases repor
on branch mismatch arrangements vom 1. August 201
S. 1 f., nachfolgend EY Global Tax Alert vom 1. August
2017.

57 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 14; EY Global Tax 
Alert vom 1. August 2017, S. 2 f. 

58 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 15; EY Global Tax 
Alert vom 1. August 2017, S. 3.

59 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 16; EY Global Tax 
Alert vom 1. August 2017, S. 3. 

60 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 18; EY Global Tax 
Alert vom 1. August 2017, S. 3.
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Empfehlungen sollen nicht angewandt werden
insofern dass einer der involvierten Staaten be
reits Massnahmen zur Verweigerung des steue
lichen Abzuges aufgrund einer Betriebsstätten
diskrepanz vorgenommen habe61.

4.6  Auswirkungen
Die Implementierung der Regelungen ins inne
staatliche Recht inklusive DBA liegt im Erme
sen der einzelnen Staaten. Der Bericht enthä
komplexe Empfehlungen und es bleibt dahe
abzuwarten, inwieweit die entsprechenden Län
der die Regeln ins innerstaatliche Recht übe
tragen werden. Einige Länder haben jedoc
bereits begonnen, Regeln zu hybriden Gesta
tungen im Rahmen von BEPS-Aktionspunkt 
zu verabschieden. So müssen die EU-Mitglied
staaten die Massnahmen im Rahmen der supra
nationalen EU Anti-Tax Avoidance Directive 
und II (ATAD I und II) bis 1. Januar 2020 (1. Ja
nuar 2022 bzgl. reverse-hybrid Diskrepanzen
ins entsprechende nationale Recht übertragen6

5 Veröffentlichung des  
  Peer- Review-Dokuments  
  bzgl. BEPS-Aktionspunkt 6  
  (Abkommensmissbrauch)

Die OECD hat am 29. Mai 2017 ein Peer-Review
Dokument hinsichtlich BEPS-Aktionspunkt 
(Abkommensmissbrauch) veröffentlicht. Da
Dokument ist Teil des erweiterten OECD-Pee
Review-Prozesses und zielt darauf ab, dass i
den einzelnen Ländern die Minimumstandard
der BEPS-Aktionspunkte einheitlich und effekt
umgesetzt werden. Das Review-Dokument z
BEPS-Aktionspunkt 6 legt die vereinbarten The
menbereiche sowie die Beurteilungsmethode fü
den Peer-Review-Prozess fest. Es ist vorgesehen
dass die ersten Länderreviews in dieser Hinsich
im Jahr 201863 beginnen sollen. 
Nr. 10/2017 Seite 784
6 Aktualisierung der OECD-
   Verrechnungspreisleitlinien

Am 10. Juli 2017 wurden eine aktualisierte Au
gabe der «OECD Transfer Pricing Guideline
for Multinational Enterprises and Tax Admini
trations» («OECD-Verrechnungspreisleitlinien»)
veröffentlicht. Die OECD-Verrechnungspreislei
linien wurden erstmals 1995 herausgegeben un
zuletzt 2010, aktualisiert. Sie geben Hilfestellun
bei der Anwendung des Fremdvergleichsgrund
satzes, der den internationalen Konsensus bezüg
lich der Bewertung von grenzüberschreitende
Geschäftsbeziehungen zwischen nahestehende
Unternehmen für einkommenssteuerliche Zwe
cke repräsentiert.
Die 2017-Ausgabe der OECD-Verrechnungsprei
leitlinien stellt eine Konsolidierung der bisher
gen Leitlinien mit Änderungen dar, die sich au
dem Projekt der Initiative gegen die Verringe
rung von Steuersubstrat und Verschiebung vo
Gewinnen  der OECD und der G20 ergaben. Zu
sammengefasst handelt es sich um folgende Än
derungen65:
• Die Änderungen, die durch den 2015 BEPS

Report über die Aktionspunkte 8 bis 10 zu
Gewährleistung der Übereinstimmung zw
schen Verrechnungspreisergebnissen un
Wertschöpfung («Aligning Transfer Pricin
Outcomes with Value Creation») und Ak
tionspunkt 13 zur Überarbeitung der Ve
rechnungspreisdokumentation vorgenom
men wurden. Diese wurden im Mai 201
vom OECD-Rat angenommen. Entspre
chend sind die Leitlinien in den Kapiteln 
(«Der Fremdvergleichsgrundsatz»), II («Ve
rechnungspreismethoden»), V («Dokumen
tation»), VI («Besondere Überlegungen fü
immaterielle Wirtschaftsgüter»), VII («Be
sondere Überlegungen zu konzerninterne
Dienstleistungen») und VIII («Kostenumla

gevereinbarungen») angepasst worden.
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•  Die Änderungen des Kapitels IX zu Verrech
nungspreisaspekten bei Umstrukturierun
gen der Geschäftstätigkeit, die ebenfalls 201
mit den BEPS-Reporten zu Aktionspunkte
8 bis 10 und 13 eingeführt wurden. Dies
wurden im April 2017 vom OECD-Rat ange
nommen.

• Die revidierten Leitlinien zu Safe-Harbou
Regelungen in Kapitel IV («Ansätze der Ve
waltungen zur Vermeidung und Beilegun
von Verrechnungspreiskonflikten»). Dies
wurden im Mai 2013 vom OECD-Rat ange
nommen.

• Konsistenzänderungen, die in den übrige
Teilen der Leitlinien notwendig wurden, um
zu verhindern, dass die einzelnen Kapit
nicht aufeinander abgestimmt sind. Dies
wurden vom Fiskalkomitee der OECD im
Mai 2017 angenommen.

Zusätzlich enthält der Anhang dieser Ausgab
der OECD-Verrechnungspreisleitlinien die rev
dierten Empfehlungen des OECD-Rates zur Be
stimmung der Verrechnungspreise zwischen ve
bundenen Unternehmen vom 13. Juli 1995 i
der gültigen Fassung vom 3. April 2017. Die rev
dierten Empfehlungen spiegeln die Relevan

von BEPS und des «Inclusive Framework on 

nachfolgend OECD-Verrechnungspreisleitlinien.
BEPS»66 wieder. Letztlich enthält die aktuel
Ausgabe auch eine Ermächtigung des Fiskalko
mitees durch den OECD-Rat, zukünftige Ergän
zungen der OECD-Verrechnungspreisleitlinien
die im Wesentlichen technischer Natur sind
durch Konsens direkt selbst vorzunehmen67.
Die OECD-Verrechnungspreisleitlinien werde
auch weiterhin laufend durch Orientierungshi
fen ergänzt und überprüft, um besondere Aspek
te der Verrechnungspreisproblematik im Deta
zu beleuchten oder wo notwendig, zu aktualisie
ren. Die Leitlinien in Kapitel II bezüglich der ge
schäftsvorfallbezogenen Gewinnaufteilungsme
thode und die entsprechenden Anhänge sind i
der 2017-Ausgabe bereits zur Aktualisierun
markiert. Zudem wurde ein Hinweis angebrach
dass sie voraussichtlich durch die Ergebnisse de
laufenden Arbeit der Arbeitsgruppe 6 bezüglic
der Anwendung der Gewinnaufteilungsmethod
revidiert werden68.

7 Umsetzung der OECD-Leit -
  linien zu «Hard-to-Value  
  Intangibles»

Am 23. Mai 2017 wurde ein Diskussionsentwu

der OECD zur Umsetzung der Leitlinien für 
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61 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 19; EY Global Tax 
Alert vom 1. August 2017, S. 3.

62 EY Global Tax Alert vom 1. August 2017, S. 4. 
63 Vgl. Mitteilung der OECD vom 29. Mai 2017, abrufbar 

unter http://www.oecd.org/ctp/beps/oecd-releases-peer-
review-document-for-assessment-beps-action-6-mini 
mum-standard.htm; EY Global Tax Alert, OECD releases 
peer review document on BEPS Action 6 on Preventing 
the Granting of Treaty Benefits in Inappropriate  
Circumstances vom 30. Mai 2017, S. 1 ff. 

64 OECD (2017), OECD Transfer Pricing Guidelines for 
Multinational Enterprises and Tax Administrations vom 
10. Juli 2017, abrufbar unter http://www.oecd-ilibrary.
org/taxation/oecd-transfer-pricing-guidelines-for-multi 
national-enterprises-and-tax-administrations_20769717, 

65 Vgl. OECD-Mitteilung vom 10. Juli 2017, abrufbar unt
http://www.oecd.org/ctp/transfer-pricing/oecd-releases
latest-updates-to-the-transfer-pricing-guidelines-for-
multinational-enterprises-and-tax-administrations.htm

66 Hierbei handelt es sich um ein System, dass es interes-
sierten Ländern, die nicht Mitglieder der OECD oder d
G20 sind, ermöglicht, am BEPS-Projekt mitzuarbeiten
Einzelheiten hierzu finden sich auf der Webpräsenz de
OECD unter http://www.oecd.org/tax/beps/beps-about
htm.

67 Vgl. OECD-Mitteilung vom 10. Juli 2017, abrufbar unt
http://www.oecd.org/ctp/transfer-pricing/oecd-releases
latest-updates-to-the-transfer-pricing-guidelines-for-
multinational-enterprises-and-tax-administrations.htm

68 Vgl. OECD-Verrechnungspreisrichtlinien, S. 133.
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schwer zu bewertende immaterielle Wirtschaft
güter («hard-to-value intangibles» oder «HTVIs»
veröffentlicht («Diskussionsentwurf HTVI Um
setzungsleitlinien»)69. Die OECD hat hierzu ge
beten, diese bis zum 30. Juni 2017 zu kommen
tieren. Die Kommentare wurden am 5. Juli 201
veröffentlicht70. Eine öffentliche Konsultatio
bezüglich des Diskussionsentwurfes und der da
mit verbundenen Kommentare ist nach Anga
ben der OECD derzeit nicht geplant71.

7.1 Ansatz der OECD für HTVIs
Mit dem Report zu BEPS-Aktionspunkten 8 b
10 schlug die OECD den Steuerbehörden (un
indirekt den Steuerzahlern) einen Ansatz vo
um im Rahmen des Fremdvergleichsgrundsa
zes besser mit HTVIs umgehen zu könne
(«HTVI-Ansatz»)72. Dieser Ansatz ist bereits i
den aktuellen OECD-Verrechnungspreisleitlin
en enthalten73. Hierbei definiert die OECD HTV
als solche immaterielle Wirtschaftsgüter ode
Rechte an immateriellen Wirtschaftsgütern, fü
die zum Zeitpunkt der Übertragung zwischen ve
bundenen Unternehmen keine zuverlässige
Fremdvergleichsgeschäftsvorfälle (sogenannt
«comparables») existieren und für die die Projek
tionen des zukünftigen Cashflows oder des zu e
wartenden Einkommens höchst unsicher sind74.
In Bezug auf derartige HTVIs geht die OECD vo
einer Asymmetrie der relevanten Informationen
die die jeweiligen Steuerzahler und Steuerbehö
den zur Verfügung haben, aus. Diese soll zuun
gunsten der Steuerbehörden gelagert sein. Ein
geschlossen ist hierbei insbesondere auch da
Ausmass an Daten, die vom Steuerzahler bei de
Festsetzung der Verrechnungspreise berücksich
tigt wurden. Diese Informationsasymmetr
macht es für die Steuerbehörden schwierig, d
Angemessenheit der Verrechnungspreise in Ge
schäftsvorfällen, die HTVIs einschliessen, zu be
urteilen. Dies solle die Position der Steuerbehö
den bei der Überwachung der Einhaltung de
Nr. 10/2017 Seite 786

Fremdvergleichsgrundsatzes schwächen75.
Um diese Asymmetrie auszugleichen, sieht de
HTVI-Ansatz vor, dass die Steuerbehörde unte
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen ex-po
Ergebnisse der Geschäftsvorfälle heranziehe
kann, um die Angemessenheit der ex-ante Preis
setzung zu überprüfen. Insbesondere sollte di
Berücksichtigung derartiger ex-post Ergebniss
von einer Bestimmung abhängig gemacht we
den, dass diese Information notwendig sei, um
zu beurteilen, inwieweit die Informationen zu
verlässig waren, die in die ex-ante Preissetzun
eingeflossen sind76.
Weiterhin sehen die OECD-Verrechnungsleitl
nien Situationen vor, in denen der HTVI-Ansat
jeweils nicht anzuwenden ist. Zusammengefas
handelt es sich hierbei um die folgenden vie
Konstellationen:
•  Der Steuerzahler liefert Details der ex-ant

Projektionen die zur Festlegung der Preis
genutzt wurden und zuverlässige Beweis
dafür, dass alle wesentlichen Unterschied
zwischen diesen Projektionen und den ta
sächlichen Ergebnissen entweder nicht vo
hersehbar waren oder dass sie das Resulta
von im Grossen und Ganzen angemessene
Wahrscheinlichkeiten für vorhersehbar
Szenarien waren.

• Die Rechteüberlassung im Zusammenhan
mit dem HTVI ist zum fraglichen Zeitpunk
durch eine Vorabvereinbarung über die Ve
rechnungspreisgestaltung zwischen den be
troffenen Ländern abgedeckt.

• Keine der wesentlichen Abweichungen de
finanziellen Projektionen und der tatsäch
lichen Ergebnisse hat zur Folge, dass di
Kompensation für das HTVI um mehr als 2
Prozent von der ursprünglich vom Steue
zahler festgelegten Kompensation abweich

• Eine Kommerzialisierungsphase von fün
Jahren ist verstrichen, seit das HTVI erstma
zu Umsätzen mit unverbundenen Parteie
geführt hat und keine wesentliche Abwe

chung der finanziellen Projektionen von 
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den tatsächlichen Ergebnissen war grösse
als 20 Prozent.

Wie erwähnt ist es ausreichend, dass eine diese
vier Konstellationen zutrifft, um den Geschäft
vorfall der die Überlassung des HTVI beinhalte
vom HTVI-Ansatz auszunehmen.

7.2 Diskussionsentwurf HTVI-  
   Umsetzungsleitlinien
Der Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzungslei
linien besteht aus drei Teilen: der Einleitung
Beispielen und einem kurzen Abschnitt be
züglich des Verständigungsverfahrens. Als Ein
leitung gibt der erste Abschnitt einen breite
Überblick über verschiedene Aspekte des HTV
Ansatzes. Einige der enthaltenen Punkte sind d
folgenden77:
• Der Steuerzahler hat die Möglichkeit, de

Indizienbeweis, der durch die ex-post Ergeb
nisse eventuell gegeben ist, zu widerlegen
indem er demonstriert, dass die zum Zei
punkt des Geschäftsvorfalls der die HTV
beinhaltete genutzten Informationen ve
lässlich waren.

• Die Steuerbehörden müssen bei Übertra

gungen von HTVIs zeitnah handeln, wobei 
eine verlässliche Untersuchung aber eventu
ell erst einige Jahre nach dem Geschäftsvo
fall möglich ist.

• Da Länder eventuell Schwierigkeiten habe
werden, den HTVI-Ansatz umzusetzen, be
spielsweise durch kurze Prüfungszykle
oder kurze Verjährungsfristen, muss mög
licherweise erwogen werden, inwieweit exi
tierende Prozesse oder Gesetze geändert we
den müssen.

• Berichtigungen, die auf dem HTVI-Ansa
basieren, können eine Berichtigung der Zah
lungsstruktur – wie beispielsweise Meilen
steinzahlungen, wiederkehrende Lizenzzah
lungen mit oder ohne Anpassungsklausel
oder generelle Preisanpassungsklauseln 
einschliessen.

Insbesondere stellt dieser Abschnitt auch d
Grundsätze des HTVI-Ansatzes dar. Hierbei han
delt es sich um die folgenden vier Punkte78:
• Wenn der HTVI-Ansatz anwendbar ist, kön

nen Steuerbehörden ex-post Ergebnisse a
Indizienbeweis nutzen, um die Angemessen
heit der ex-ante Preissetzung zu überprüfen

• Während die ex-post Ergebnisse helfen kön

nen, zu einer Bewertung zu gelangen, die 

a

_ 
69 OECD (2017), Public Discussion Draft: BEPS Action  
8-Implementation Guidance on Hard-to-Value  
Intangibles vom 23 Mai 2017, abrufbar unter 
http://www.oecd.org/tax/transfer-pricing/BEPS-imple
mentation-gui dance-on-hard-to-value-intangibles- 
discussion-draft.pdf, nachfolgend Diskussionsentwurf 
HTVI-Umsetzungsleitlinien.

70 OECD (2017), Comments Received on Public Discus -
sion Draft: BEPS Action 8-Implementation Guidance on 
Hard-to-Value Intangibles vom 5. Juli 2017, abrufbar 
unter http://www.oecd.org/ctp/transfer-pricing/Public-
comments-received-on-the-Implementation-Guidance- 
on-Hard-to-Value-Intangibles-2017.pdf, nachfolgend 
Kommentare zum Diskussionsentwurf HTVI-
 Umsetzungsleitlinien.

71 http://www.oecd.org/tax/transfer-pricing/public- 
comments-received-on-the-beps-discussion-draft- 
on-the-implementation-guidance-on-hard-to-value- 
intangibles.htm.

72 Vgl. Actions 8–10 – 2015 Final Reports: Aligning  
Transfer Pricing Outcomes with Value Creation vom  
5. Oktober 2015, abrufbar unter http://www.oecd-ilibr
ry.org/taxation/aligning-transfer-pricing-outcomes-
with-value-creation-actions-8–10–2015-final-reports
9789264241244-en,S. 109 ff.

73 Vgl. OECD-Verrechnungspreisrichtlinien, S. 308 ff.
74 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 309 f.
75 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 310.
76 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 310 f.
77 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzung, S. 2 ff.
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78 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzungsleitlinien, S. 4.
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zum Zeitpunkt der Rechteüberlassung ange
messen gewesen wäre, wäre es nicht korrek
den tatsächlich erzielten Cashflow oder da
tatsächliche Einkommen direkt als Grund
lage der Bewertung zu nutzen, ohne ihr
Wahrscheinlichkeit zum Zeitpunkt des Ge
schäftsvorfalls zu berücksichtigen.

• Wenn eine derart korrigierte Bewertun
zeigt, dass das HTVI zu Bedingungen übe
tragen wurde, die nicht dem Fremdve
gleichsgrundsatz entsprechen, kann der ko
rigierte Wert zu steuerlichen Zwecke
genutzt werden, ohne dass die Steuerbehö
de an die Zahlungsstruktur gebunden is
die der Steuerzahler ursprünglich vorgese
hen hatte.

• Steuerbehörden sollten Prüfungsprozess
anwenden, die gewährleisten, dass derartig
Indizienbeweise so früh wie möglich ident
fiziert und berücksichtigt werden können.

Der zweite Abschnitt enthält drei Beispiele zu
Anwendung des HTVI-Ansatzes, wobei das ers
Beispiel zwei Varianten beinhaltet. Das erste un
das zweite Beispiel beschäftigen sich mit Ein
malzahlungen zum Zeitpunkt der Überlassun
des HTVI. In den verschiedenen hier dargelegte
Fällen führen ex-post Ergebnisse als Indizienbe
weise jeweils zu direkten Berichtigungen de
Einmalzahlung; zu keiner Berichtigung, da d
Abweichung sich innerhalb des erwähnte
20-Prozent Schwellenwertes bewegt; sowie zu
Annahme einer nachträglichen Zusatzzahlung
also der Anpassung der ursprünglich vom Steue
zahler beabsichtigten Zahlungsstruktur.
Im dritten Beispiel wird ein Fall dargestellt, i
dem die Vergütung für die Rechteüberlassun
als eine wiederkehrende Zahlung von Lizenzge
bühren strukturiert ist. In diesem Beispiel bleib
die Abweichung des unter Berücksichtigung de
ex-post Ergebnisse berechneten Wertes des HTV
innerhalb des 20-Prozent Schwellenwertes, we
halb von einer Berichtigung aufgrund des HTV
Nr. 10/2017 Seite 788

Ansatzes abzusehen wäre79.
Der dritte Abschnitt, bezüglich des Verständ
gungsverfahrens, betont noch einmal die Aussa
ge unter Ziffer 6.195 der OECD-Verrechnung
preisleitlinien, dass es wichtig ist, in Fällen, i
denen aus der Anwendung des HTVI-Ansatze
eine Doppelbesteuerung resultiert, eine Vermit
lung im Rahmen des Verständigungsverfahren
unter dem jeweils anwendbaren Doppelbesteue
rungsabkommen zuzulassen. Dementsprechen
wird eine Verbindung hergestellt zum Bericht z
BEPS-Aktionspunkt 14, «Verbesserung der Wirk
samkeit von Streitbeilegungsmechanismen»
der einen Minimalstandard zur Streitbeilegun
beschreibt, zu dem sich die OECD und G20-Län
der verpflichtet haben80.

8 Aktualisierung der Leitlinien 
  zur Umsetzung der länderbe -
  zogenen Berichterstattung

Am 18. Juli 2017 veröffentlichte die OECD aktua
lisierte Leitlinien zur Umsetzung der länderbe
zogenen Berichterstattung («Country-by-Countr
Reporting» oder «CbCR») nach BEPS-Aktion
punkt 1381. Die Aktualisierungen beschäftige
sich mit zwei spezifischen Punkten: 
• ob aggregierte oder konsolidierte Daten i

den länderbezogenen Bericht einzutrage
sind und 

• wie Unternehmen zu behandeln sind, d
von zwei oder mehr multinationalen Kon
zernen kontrolliert oder geführt werden.

8.1 Aggregierte oder konsolidierte 
   Daten, bei mehr als einem  
   konstituierenden Konzern -
   unternehmen in einem Land
Die erste Ergänzung zu den Leitlinien beschä
tigt sich mit der Fragestellung, ob die Date
mehrerer Konzernunternehmen in einem Lan
zu aggregieren sind, oder ob eine Konsolidie
rung – bei der die Auswirkungen von Geschäft

beziehungen zwischen den Konzerngesellschaf-
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Zwecke der Rechnungslegung richten sollte, 
ten innerhalb dieser Länder herausgerechn
werden – vorgenommen werden soll82.
Da der Report zum Aktionspunkt 13 wie auc
die Mustervorschrift für länderbezogene Berich
erstattung83 vorsehen, dass die länderbezogen
Berichterstattung auf aggregierter Basis ge
schieht, sollten auch die Werte im länderbezo
genen Bericht auf aggregierter Basis erfolgen
Dies gilt sowohl für Daten über grenzübe
schreitende als auch landesinterne Geschäftsbe
ziehungen sowie für Daten über Geschäftsbezie
hungen mit verbundenen und unverbundene
Unternehmen.
Eine Ausnahme von dieser Regel wird für Situa
tionen anerkannt, in denen es im Land der Kon
zernobergesellschaft eine konsolidierte Berich
erstattung für Steuerzwecke gibt und diese d
konzerninternen Geschäftsbeziehungen auf Ebe
ne der individuellen Rechnungsposten elim
niert. Ländern mit einer solchen Regelung ist e
dann gestattet, eine derartige konsolidierte Be
richterstattung auf Länderebene zuzulassen
vor ausgesetzt, dass dann konsolidierte Daten fü
alle Länder für jeweils alle Posten des länderbe
zogenen Berichtes genutzt werden.
Wenn ein Steuerzahler diese Möglichkeit wah
nimmt, sollte Tabelle 3 des länderbezogenen Be
richts dann den Hinweis darauf, dass konso
lidierte Daten genutzt werden, sowie ein
Klarstellung für welche Posten in Tabelle 1 d
aggregierten Werte von den eingetragenen kon
solidierten Werten abweichen, enthalten.
Die OECD fordert weiterhin die an der länderbe
zogenen Berichterstattung teilnehmenden Län
der dazu auf, diese Leitlinie so schnell wie mög
lich unter Beachtung der konkreten örtliche
Gegebenheiten umzusetzen. Da multinationa
Konzerne zur Umsetzung notwendiger Änderun
gen eine gewisse Zeit benötigen könnten – insbe
sondere falls bereits Leitlinien veröffentlicht wo
den waren, die die Nutzung konsolidierter Date
ohne Einschränkung ermöglichten – sollen d

Länder für eine kurze Übergangsphase flexibel 
reagieren. Diese Übergangsphase soll Wir
schaftsperioden abdecken, die in 2016 starteten

8.2 Behandlung von Unternehmen,
   die von zwei oder mehr multi -
   nationalen Konzernen kontrol -
   liert oder geführt werden
Im Falle von Unternehmen, die von zwei ode
mehr unverbundenen multinationalen Konze
nen kontrolliert oder geführt werden, wie es be
spielsweise bei einem Joint-Venture typisch wär
umfasst die Problematik zwei aufeinander au
bauende Fragestellungen: Zum Ersten, die Fra
ge, ob ein solches Unternehmen als Konzernge
sellschaft der unverbundenen multinationale
Konzerne anzusehen ist. Damit wäre es insbe
sondere in Tabelle 2 des jeweiligen länderbezo
genen Berichtes dieser Konzerne aufzulisten
Zum Zweiten, wenn ersteres der Fall ist, und ein
anteilsmässige Konsolidierung angewandt wird
stellt sich die Frage, ob in Tabelle 1 des lände
bezogenen Berichts und bei der Prüfung des 75
Millionen Euro Schwellenwertes die Finanz
daten, beziehungsweise die Umsätze dieses Un
ternehmens ebenfalls nur anteilsmässig zu be
rücksichtigen sind84.
Da die Behandlung eines Unternehmens fü
Zwecke der länderbezogenen Berichterstattun
sich grundsätzlich nach der Behandlung fü
79 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzungsleitlinien, S. 4
80 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzungsleitlinien, S.
81 OECD (2017), Guidance on the Implementation of 

Country-by-Country Reporting vom 18. Juli 2017,  
abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/beps/guidanc
on-the-implementation-of-country-by-country-repor 
ting-beps-action-13.pdf, nachfolgend CbCR-Leitlinien

82 Vgl. CbCR-Leitlinien, S. 7.
83 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 523 ff.
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84 Vgl. CbCR-Leitlinien, S. 12.
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sollten auch im Falle eines Unternehmens, da
von zwei oder mehr unverbundenen multinatio
nalen Konzernen kontrolliert oder geführt wird
die für die jeweiligen Konzernobergesellschafte
anwendbaren Rechnungslegungsvorschrifte
massgeblich sein.
Wenn die anzuwendenden Rechnungslegungs
vorschriften es erfordern, dass ein bestimmte
Unternehmen für die Finanzberichte des mult
nationalen Konzerns konsolidiert wird, ist diese
Unternehmen als Konzernunternehmen anzu
sehen. Dies ergibt sich auch aus Artikel 1.4 de
Modellvorschriften für länderbezogene Berich
erstattung. Dementsprechend sind die Finanz
daten dieses Unternehmens im länderbezoge
nen Bericht zu berücksichtigen. Dies trif
sowohl auf Unternehmen zu, die vollständig i
den Konzernberichten konsolidiert sind, a
auch für solche Unternehmen, die anteilsmässi
konsolidiert sind.
Wenn ein Unternehmen unter den auf die Kon
Nr. 10/2017 Seite 790

zernobergesellschaft anwendbaren Rechnungs-
legungsvorschriften nicht zu konsolidieren is
ist dieses Unternehmen nicht als Konzernunte
nehmen anzusehen und seine Finanzdaten sin
nicht im länderbezogenen Bericht zu berück
sichtigen. Dementsprechend ist auch ein Unte
nehmen, das nur nach der Equity-Methode i
der Konzernrechnung berücksichtigt wird, nich
als Konzerngesellschaft für Zwecke des lände
bezogenen Berichts zu betrachten.
In Fällen, in denen auf ein Unternehmen eine
multinationalen Konzerns eine anteilsmässig
Konsolidierung angewandt wird, steht es Län
dern frei, zu erlauben, dass die Umsätze diese
Unternehmens ebenfalls anteilsmässig, ansta
voll, berücksichtigt werden, um die Erfüllun
des 750 Millionen Euro Schwellenwertes für d
Pflicht zur länderbezogenen Berichterstattun
zu prüfen. Die Länder können multinationale
Konzernen weiterhin erlauben, die Finanzdate
solcher Konzernunternehmen ebenfalls nur an
teilsmässig im länderbezogenen Bericht zu be

rücksichtigen.
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	4 Vgl. dazu EY Global Tax Alert, OECD Council adpots 2014 update to the Model Tax Convention vom 22. Juli 2014.
	5 EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 2; Vgl. zum Multilateralen Instrument ausführlich: HUBER/ MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 124 ff.
	6 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 2 ausführlich HUBER/ MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 4/2016, S. 313 ff. und zu BEPS-Aktionspunkt 6: HUBER/MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2016, S. 119 ff.
	7 2017 OECD-MA Entwurf, S. 10 und 20 ff., EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 2. 
	8 2017 OECD-MA Entwurf, S. 11 und 66 ff.; EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 3.
	9 2017 OECD-MA Entwurf, S. 11 und 66 ff.; EY Global Tax Alert vom 28 Juli 2017, S. 2 f. 
	10 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 7 ausführlich: HUBER/ MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 10/2015, S. 758 ff., HUBER/MAHAWATTAGE/ MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2016, S. 123 ff. und HUBER/MAHAWATTAGE/ ZENGAFFINEN, Blic
	11 2017 OECD-MA Entwurf, S. 12 f. und 72 ff.; EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 3 f. 
	12 2017 OECD-MA Entwurf, S. 14 und 118 ff.; EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 7.
	13 Vgl. dazu 2017 OECD-MA Entwurf, S. 15 f. und 124 ff. 
	14 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 14 ausführlich HUBER/ MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2016, S. 128 ff. und HUBER/MAHAWATTAGE/ ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 133 ff.
	15 2017 OECD-MA Entwurf, S. 16 und 128 ff.; EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 4. 
	16 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 6 ausführlich HUBER/ MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2016, S. 119 ff.
	17 Vgl. zur LOB-Klausel ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2016, S. 120 ff. und HUBER/MAHAWATTAGE/ ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 129 f.
	18 Vgl. zu Missbrauchsregeln für Drittstaaten-Betriebsstätten ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 131 f.
	19 Vgl. zur PPT-Regel ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/ MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2016, S. 120 und HUBER/MAHAWATTAGE/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 129 ff.
	20 Vgl. zu Non-CIV-Fonds (inklusive Beispiele) im Zusammenhang mit BEPS-Aktionspunkt 6: HUBER/MAHAWATTAGE/ ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 4/2017, S. 292 ff.
	21 2017 OECD-MA Entwurf, S. 17 f. und 174 ff.; EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 4 ff.
	22 Vgl. dazu 2017 OECD-MA Entwurf, S. 1 ff. für die entsprechenden Bestimmungen und die dazugehörige Kommentierung.
	23 EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 6.
	24 Vgl. FN 3.
	25 Vgl. zum Multilateralen Instrument ausführlich: HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 124 ff.
	26 Gemäss OECD sind zur Zeit rund 3000 Doppelbesteuerungsabkommen in Kraft. Vgl. dazu HUBER/ MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 134, FN 65.
	27 EY Global Tax Alert vom 28. Juli 2017, S. 8.
	28 Eine vollständige Liste der Unterzeichnerstaaten und der Staaten, die ihre Bereitschaft erklärt haben, das MI in naher Zukunft ebenfalls zu unterzeichnen, kann unter nachfolgendem Link abgerufen werden: http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signato
	29 Vgl. dazu HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 124. 
	30 Vgl. Mitteilung des Staatssekretariats für international Finanzfragen (SIF) vom 7. Juni 2017, abrufbar unter https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/dokumentation/medienmitteilungen/medienmitteilung.msg-id-66981. html, nachfolgend SIF Mitteilung vom 7. Jun
	31 Vgl. Mitteilung der OECD vom 7. Juni 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/treaties/ground-breaking- multilateral-beps-convention-will-close-tax-treaty- loopholes.htm, nachfolgend OECD Mitteilung vom 7. Juni 2017; EY Global Tax Alert, 68 jurisdi
	32 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017. 
	33 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017; EY Global Tax Alert, Switzerland signs Multilateral Convention to Implement Tax Treaty Related Measures to Prevent BEPS vom 10. Juli 2017, S. 2, nachfolgend EY Global Tax Alert vom 10. Juli 2017.
	34 Für eine ausführliche Zusammenfassung der MI Bestimmungen vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 124 ff. 
	35 Vgl. HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 2/2017, S. 128 ff. 
	36 A. a. O., S. 133 f.
	37 A. a. O., S. 134 f. 
	38 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017. 
	39 EY Global Tax Alert vom 10. Juli 2017, S. 2.
	40 IBDF, Multilateral Instrument (MLI): Details of Reservations and Notifications – Switzerland, 16. August 2017.
	41 EY Global Tax Alert vom 10. Juli 2017, S. 3.
	42 SIF Mitteilung vom 7. Juni 2017. 
	43 EY Global Tax Alert vom 10. Juli 2017, S. 3. 
	44 Vgl. Mitteilung der OECD vom 22. Juni 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/oecd-releases-beps-discussion-drafts-on-attribution-of-profits-to-permanent-establishments-and-transactional-profit-splits.htm, nachfolgend OECD Mitteilung vom 22. Juni 2
	45 Vgl. OECD (2017) Public Discussion Draft: Revised Guidance on Profit Splits (BEPS Action 10) vom 22. Juni 2017, S. 2, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/transfer-pricing/Revised-guidance-on-profit-splits- 2017.pdf, nachfolgend Profit-Split-Diskussio
	46 Vgl. dazu ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 10/2016, S. 764 ff.
	47 Vgl. hierzu Profit-Split-Diskussionsentwurf, S. 18 ff. 
	48 Profit-Split-Diskussionsentwurf, S. 4 ff.; EY Global Tax Alert vom 26. Juni 2017, S. 2. 
	49 Vgl. dazu ausführlich HUBER/MAHAWATTAGE/BERR/ZENGAFFINEN, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 10/2016, S. 762 ff.
	50 Vgl. vorne, Ziff. 2 ff. 
	51 Vgl. OECD (2017) Public Discussion Draft: Additional Guidance on Attribution of Profits to Permanent Establishments (BEPS Action 7) vom 22. Juni 2017, S. 1 ff., abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/transfer-pricing/beps-discussion-draft-additional-gui
	52 Siehe hierzu Art. 7 OECD-Musterabkommen sowie S. 13 ff. des OECD (2010) Reports on the Attribution of Profit to Permanent Establishements vom 22. Juli 2010, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/transferpricing/ 45689524.pdf.
	53 PE-Diskussionsentwurf, S. 2 ff.; EY Global Tax Alert vom 26. Juni 2017, S. 3.
	54 Vgl. zu den Beispielen PE-Diskussionsentwurf, S. 8 ff.; EY Global Tax Alert vom 26. Juni 2017, S. 4.
	55 Vgl. zu BEPS-Aktionspunkt 2 ausführlich HUBER/ MAHAWATTAGE/BERR/MEYER-NANDI, Blickpunkt BEPS, in: Steuer Revue 4/2016, S. 313 ff. 
	56 Vgl. Mitteilung der OECD vom 27. Juli 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/beps/beps-neutralising-the-tax-effects-of-branch-mismatch-arrangements. htm, nachfolgend OECD-Mitteilung vom 27. Juli 2017; OECD (2017): Neutralising the Effects of Branc
	57 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 14; EY Global Tax Alert vom 1. August 2017, S. 2 f. 
	58 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 15; EY Global Tax Alert vom 1. August 2017, S. 3.
	59 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 16; EY Global Tax Alert vom 1. August 2017, S. 3. 
	60 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 18; EY Global Tax Alert vom 1. August 2017, S. 3.
	61 BMA-Bericht, S. 1 ff.; illustrativ S. 19; EY Global Tax Alert vom 1. August 2017, S. 3.
	62 EY Global Tax Alert vom 1. August 2017, S. 4. 
	63 Vgl. Mitteilung der OECD vom 29. Mai 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/beps/oecd-releases-peer-review-document-for-assessment-beps-action-6-mini mum-standard.htm; EY Global Tax Alert, OECD releases peer review document on BEPS Action 6 on Pre
	64 OECD (2017), OECD Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax Administrations vom 10. Juli 2017, abrufbar unter http://www.oecd-ilibrary.org/taxation/oecd-transfer-pricing-guidelines-for-multi national-enterprises-and-tax-administr
	65 Vgl. OECD-Mitteilung vom 10. Juli 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/transfer-pricing/oecd-releases- latest-updates-to-the-transfer-pricing-guidelines-for-multinational-enterprises-and-tax-administrations.htm.
	66 Hierbei handelt es sich um ein System, dass es interessierten Ländern, die nicht Mitglieder der OECD oder der G20 sind, ermöglicht, am BEPS-Projekt mitzuarbeiten. Einzelheiten hierzu finden sich auf der Webpräsenz der OECD unter http://www.oecd.org/tax/
	67 Vgl. OECD-Mitteilung vom 10. Juli 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/transfer-pricing/oecd-releases- latest-updates-to-the-transfer-pricing-guidelines-for-multinational-enterprises-and-tax-administrations.htm.
	68 Vgl. OECD-Verrechnungspreisrichtlinien, S. 133.
	69 OECD (2017), Public Discussion Draft: BEPS Action 8-Implementation Guidance on Hard-to-Value Intangibles vom 23 Mai 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/transfer-pricing/BEPS-implementation-gui dance-on-hard-to-value-intangibles- discussion-dr
	70 OECD (2017), Comments Received on Public Discussion Draft: BEPS Action 8-Implementation Guidance on Hard-to-Value Intangibles vom 5. Juli 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/ctp/transfer-pricing/Public-comments-received-on-the-Implementation-Guida
	71 http://www.oecd.org/tax/transfer-pricing/public- comments-received-on-the-beps-discussion-draft- on-the-implementation-guidance-on-hard-to-value- intangibles.htm.
	72 Vgl. Actions 8–10 – 2015 Final Reports: Aligning Transfer Pricing Outcomes with Value Creation vom 5. Oktober 2015, abrufbar unter http://www.oecd-ilibrary.org/taxation/aligning-transfer-pricing-outcomes-with-value-creation-actions-8–10–2015-final-rep
	73 Vgl. OECD-Verrechnungspreisrichtlinien, S. 308 ff.
	74 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 309 f.
	75 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 310.
	76 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 310 f.
	77 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzung, S. 2 ff.
	78 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzungsleitlinien, S. 4.
	79 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzungsleitlinien, S. 4 ff.
	80 Vgl. Diskussionsentwurf HTVI-Umsetzungsleitlinien, S. 7.
	81 OECD (2017), Guidance on the Implementation of Country-by-Country Reporting vom 18. Juli 2017, abrufbar unter http://www.oecd.org/tax/beps/guidance-on-the-implementation-of-country-by-country-repor ting-beps-action-13.pdf, nachfolgend CbCR-Leitlinien.
	82 Vgl. CbCR-Leitlinien, S. 7.
	83 Vgl. OECD-Verrechnungspreisleitlinien, S. 523 ff.
	84 Vgl. CbCR-Leitlinien, S. 12.
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